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DerStänderat findet im Gegensatz zum Nationalratden Einsatz von Zivis an Schulen sinnvolL 
AU eine unterrichten dürfen sie gleichwohl nicht. . . , 

Der Ständerat will den Touri 
leer unterstützen. Er hat den 
rahmen der MarketingorJ 
Schweiz Tourismus für die nä~ 
Jahre um 9,5 Millionen Fr; 
230 Millionen erhöht. Die Mel 
die Aufstockung für nötig, 
Tourismusbranche aem W1 
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besonders stark ausgesetzt s• 
men der Standortförderung 
,Ständerat auch 17;7 Milliom 
Förderung von E-Governmei 

~liliillrlms l'lll"flt~~illä 

Bern 

·Als 2009 die Gewissensprüfungfür Zivil
dienstleistende wegfiel, stieg die Zahl 
der Zivis sprunghaft von 1500 auf fast 
7000 proJahr an. Zwar pendelte sich die 
Zahl der Männer, die pro Jahr eine Zutei
lung zum Zivil- ansteHe des Militärdiens
tes verlangen, bei rund 5500 ein. Den
noch sucht der Zivildienst neue, sinn
voHe Einsatzmöglichkeiten für die Zivis, 

, etwa an Schulen. Bildungsminister Jo
, h3nn. Schneider-Ammann besuchte des

halb vor zwei Wochen ein Schulhaus in 
Bern-Bümpliz, um für das neue Betäti
gungsfeld zu werben. 

Um den Ständerat zu überzeugen, 
wäre diese Aktion allerdings nicht nötig 
gewes,en. Dieser genehmigte gestern op
positionslos den Einsatz von Zivis an den 
Schulen. Zwar können schon heute Zivilo 

, dienstleistende in Schulen die Lehrper
sonen entlasten. Der Einsatz ist ab~r auf 
Klassen beschränkt, in denen Kinder mit 
einer Behinderung integriert sind. In sol
chen ,Fällen können die Zivis die Lehr- . · 
kräfte bei der Betreuung dieser Schüler 
unterstützen. Zurzeit setzen 150 Schulen 
in 18 Kantonen Zivis ein, 2014 wurden · · 
330 solcher Einsätze an Schulen geleis-. 
tet. Die Schule muss 1500 bis 2000 Fran
ken pro Monat für den Zivi zahlen. 

l.~enkt der Na donalbrat ein? 

, . KMU administrativ zu endao 
der Zahbingsrahmen für die 
derungwurde aufgestockt. In: 
das StandortförderungscPal 
388 Millionen schwer. DiesE 
auch das zweite Mehrjahres 
der Neuen Regio:qalpolitik. (S 

Künftig soll der Schuldienst erweitert 
werden. Die Zivis können ;nach dem Wil
len des Ständerats die Lehrkräfte in al- . · 
len Klassen e.ntlasten. Mögliche Ein-

Mario Sutter leistet seinen Zivildienst als Klassenassistenz im Zürcher Schulhaus Sihlfeld. Foto: UrsJaudas 

Die FDP-Liberale-Fraktion h 
vor den Medien eine positive 
bilanz gezogen, auch wenn 
Misserfolge gab. Diese will di 
der .kommenden Legislatur 1 
und die «SoziaMemokratisie 
Politik stoppen. Bei 19 von 41 ' 
tiven habe die FDP den Kamp 
gehabt rtnd nur eine verloren, 
ged C:are»cAbstimmung 2012. J 
nächsten Legislatur würde di 
Stimmungen gewinnen müssE 
Erfolgsmodell Schweiz zu sich 
der Volksinitiativen «Keine S 
Init Nahrungsmitteln», «Für 
gungsloses · Grundeinkomm 
«AHV plus» sei finanzierbaif o 
konstruktive Lösungen. Die I 
sich auch in der neuen Legisla· 
gegen Umveiteilungen,.Subvei 
genund Staatsausbau wehren 

Das Geschäft geht nun zurück in den 
Nationalrat, der voraussichtlich nächste 

'Woche nochmals, die Frage diskutieren 
wird. Im. Mai hatte die grosse Kammer 
die Schuldienste für Zivis abgelehnt. Ge
gen die Neuerung waren SVP, FDP und 
eine Mehrheit der CVP. Die SVP stellte 
sich mit dem Argument dagegen, dass 
der Zivildienst nicht noch attraktiver als 

Zivisam Schluss doch alleine unterrich- Arbeitskräften nachweisen. Neu entfällt 
ten würden. diese Voraussetzung. Stattdessen Wird 

. satzorte sind etwa Klassen Init vielen 
fremdsprachigen Kindem oder mit einer 
grossenZahl schwieriger Schüler. In sol
chen Fällen assistieren die Zivis den 
Klassenlehrer. Sie dürfen aber weiterhin 
nicht die Verantwortung für den Unter
richt übernehmen und allein~-schule ge
ben .. Das gilt selbst für ausgebildete L~h
rer im Zivildienst. «Auch sie leisten lli
ren Zivildiensteinsatz ni'cht als Lehrer», 
sagte Schneider-Ammann im Ständerat: 

· heute werden dürfe. Der frühere Lehrer 
Hans Fehr (SVP, ZH) meinte gar, Zivil
dienstleistende könnten keine Vorbilder 
für Kinder sein; weil sie die verfassungs
mässigeWehrpflicht nicht erfüllen woB-

. ten. Auch der Sicherheitspolitiker der 

Schneider-Ammann verwies gestern verlangt, dass die Zivis .für Programme 
im Ständerat darauf, dass auch er an- zur Biodiversität, Landschaftsqualität Bern 
fänglich skeptisch gewesen sei. Nac~- oder zur Strultt:rrverbess~rung einge- JKantonspMl<JJmenll: Splr 
dem aber der Lehrerverband und die s.etzt werden. Diese Bereiche werden • h .. 1 .~- - :!k. 
Kantone sich für die neuen Einsatzmög- 1 durch die Agrarreform gefördert. }SllC, fm Fr:aCJI:WlJJ.g-Verv~ 
lichkeiten ausgesprochen hätten, ver- Der Zivildienst dauert weiterhin 1,5- . Auch im Kanton Bern zeichn 
trete auch er die Neuerung mit Überzeu- m~ länger als der Militärdienst. Neu Verbot derFracking-Methode 
gung. Da der ·Nationalrat den Schul- kann das Gesuch u,m Zulassung zum Zi- . rung von Erdgas ab. Der Gro< 
dien,st für Zivis mit 94 zu 82 Stimmen re- viidienst aber erst gestellt werden, wenn sich für ein Verbot im kanton 
lativ lmapp ablehnte, ist ein Einlenken die Rekrutierung zum Militärdienst er-· regalgesetzausgesprochen.Irr 
der grossen Kammer durchaus möglich. · folgt ist. Bisher konnte das Gesuch be- . Jctindigten. die Grünen an, sie s 

• • . . • . . reits vor der Rekrutierung eingereicht. . zum Rückzug der . «Stopp 
ZIVI-Gesuch nach Rel.crutlemng werden. Neu muss zudem vor der Zulas- Initiative. Ein Verbot hätte ke 
Nichts einzuwendenhatte der National- sung zum Zivildienst ein Einführungstag telbaren AusWirkungen, dem 
rat - wie auch der Ständ~rat - gegen die . absolviert werden. Damit sollen sich di~ Pläne für Fradang gtbt es nich 
erweiterten Einsatzmöglichkeiten für Zi- . Stellungspflichtigen den Konsequenzen · weit wurde die Technik nod 
vis in der Landwirtschaft. Bisher muss- ihres Wechsels vom Militär- zum Zivil- wendet: Freiburg und Waadt e 

Weitere Einsatzmöglichkeiten sind 
Schullager, Projektarbei.ten, Pausenaufc 
siebt, Aufgabenhilfe, Mittagstische oder 
Hausdienst. Die Kantone befürworten 
den Schuldienst der Zivis mehrheitlich. 
Allerdings ist kein Kanton verpflichtet, 
Zivis an Schulen zu beschäftigen. 

· FDP, Walter Müller (SG), warnte vor 
einer Beeinflussung der Schüler durch· 
die ZiVis. Andere warnten vor einer 
schleichenden Ausdehnung der Assis
tenz- auf die Lehrtätigkeit, dass also · ten die Bauern den Bedarf an günstigen dienst besser bewusst werden. l' 2011 keine Bewilligungen mehi 

ehe nach Schiefergas. Der Gei 
ratsprach sich 2013 für einFr; 
botaus. In Neuenburg wurp< 
jähriges Moratoriu1J1. für· die 
fossiler Ressourcen generell b< 
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gegenüberSchweiz !. 

Eine Beschwerde gegen die 
DaslEU-ParlamentinStrassburghatkom- u u 'b · · ct· · 
mentarlos einen Bericht zur Schweiz gut- . •· v, Ou<:Sa, stn:n.m~ng Wlll~ e VOll 
geheissen. Darin bekräftigen die Abge- . JBundesgenclht 'abgeWJtesen. 
or?n_eten die ~~rte Haltung d~r E)J_-Kom- Die eni:sclheidende Frage 
m1sswn gegenuber dei: Schweiz. D1e Per- b.] · b. b b 
sonenfreizügigkeit sei ein «heiliges Prin- · de · a er un eantwortet. 
zip», schreibt di.e konservative Europä, · 
ische Volkspartei in einem Communique. 
<<Wir. wollen diese nicht neu verhandeln», 

' lässt sich der C:DU-Abgeordnete Andreas 
· Schwab; der Autor des Berichts, zitieren. · 

Werde die Schweiz die Zuwanderungs
initiative· wie vorgesehen umsetzen, 
«wird das negative Konsequenzen für die 
Beziehung EU- Schweiz haben, die bis
lang exzellent war». Schwabs Bericht ist· 
eine'Bestandsaufn:ahme zur Umsetzung 
der Binnenmarktregeln der EWR-Staaten 
Nmyvegen, Island und Liechtenstein so
wie der Schweiz. Darin begrüssen die EU~ 

Tlli!omas Hiil!slrer ·· · 

Staatsrechtier Tomas Poledna und An~ 
walt David Gibor hatten die ~ufhebung 
der Volksabstimmung «Gegen Massen-

. einwanderung» vom 9. Eebruar '2014 
verlangt. ·sie machten geltend, die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
seien in ihrem Abstimmungsverhalten in 
unzulässigerWeise beeinflusst worden
und zwar durch das rassendiskriminie
rende SVP-Inserat <<Kosovaren schlitzen 
Schweizer auf». 

Parlamentarier die abschlägige Antwort · : · . .·.· , • .• . 
der EU-Kommission auf die Anfrage der .l.andeswe1te Emporung 
Schweiz, die Personenfreizügigkeit neu Bereits bei.der ersten Veröffentlichung 
zu verhandeln.· Positiv werten sie auch in verschiedenen Zeitungen habe dasJnc, 
den Beginn der Verhandlungen über ein serat, so die Beschwerdeführer, ll:mdes
inptitutionelles Rahmenabkommen. An- . weite Empörung und ein grosses media- . 
fang Mai konnte der Schweizer EU-Bot- les Echo ausgelöst, wasih!Il einen sehr 

·"'I r. .,...... l • ..... ll ••• • .. ., - ·.. -'" • '" .. "'""" 

tf=rmin hinaus. Deshalb müsse das. ei
gentlich abgeschlossene Abstimmungs
verfahren neu beurteilt werden. 
.~ Das .Bundesgericht wies .die Be

schwerde ab, wie aus dem am Mittwoch· 
veröffentlichten Urteil hervorgeht. Sie 
sei zu spät erhoben worden .. Denn ge
:rnäss dem Bundesgesetz über die politi" 
sehen Rechte müsse eine Abstimmungs
beschwerde innert drei· :ragen seit cJ\er 
Entdeckung des ~eschwe'rdegrundes 
eingereicht • Werden, spä~estens jedoch 
am dritten Tag n.ach Veröffentlichung 
der Ergebnisse im kantonalen Amts
blatt. Der Beschwerdegrund - das .um
strittene Plakat- sei schonvor der Volks- . 
abstimmungbekannt gewesen. 

· die Frage der allfälligen strafrechtlichen 
, B~deutung des Inserats schon innerhalb, 

der Frist von drei Tagen aufwerfen kön
nen - urtd müssen. ' 

Zwei SVP-lKader verurteilt 
Poledna und Gibor hielten dem entge7 
gen, die.strafrechtliche Relevanz des In
serats habe sich erst erwiesen, als gegen 
den SVP-Generalsekretär Marfin,ßaltis
ser und seine Stellvertreteriil Silvia Bär 
Anklage erhoben worden sei. Die beiden 
wurden in der Folge wegen Rassendis- · 
kriminier:ung veni.rteilt. Sie haben den 
Entscheid ans Bemer Obergericht wei-

JR~cht aufMeinungsäusserung 
Eine in 'diesem Zusammenhang grund
sätzlich interessier~nde Frage, die unter 
Fachleuten diskutiert vvird, · liess das 
BundesgeriCht unbeantwortet: Unter 

· WelchenVoraussetzungen können straf
bare rassistische Äusserungen als unzu- ·. 
lässige Einwirkung auf die in der Verfas
sung garantierte Wahl- mid. Abstim- .. 
mungsfreiheit angesehen werden? 

Denn mit dem Recht auf die freie Wil~ 
Jensbildung und die unverfälschte 
Stimmabgabe Will die Verfassung sichere . 
stellen, dass die Abstimmenden «weder 
bei der Bildung nochbei der ÄTJSSerung 
des politischen Willens unter Druck ge
setzt oder in unzulässiger Weise beein7 
flusst werden>>. Aus diesem Grund seien 
die Behörden verpflichtet, korrekt und 
zurückhaltend zu informieren.' 

Etwas , anders sieht es bei Privaten 
aus. Zwar könriten auch diese die Wil
.l~nsbildung in un~ulässige'r Weise beein" 

Die Kantone ZH, SG, TG, SH, 1 

ZG und SZ wollen ohne Verb< 
men, haben aber einen Entwm 
Mustergesetz erarbeiten lasse 

, I 

Spendenmarkt 
, Hilfswerke gemessen · 
Vertrauen der Bevöll.keJ 
Die Mehrheit der Schweizer B1 
ist der Meinung, dass es J 

braucht; Sie spendet ihnen 
schnitt 579 Franken pro]:ah1 
aber auch, dass sie kostenbeVi 
ten. Dies geht aus einer Onli 
des Meinungsforschungsinsti1 
scppe im Auftrag der Zertifizie 
fiir gemeinnützige Spenden s 
Organisationen (Zewo) hervc 
haben in denvergangenen z-1 

ten 72 Prozent der Befragten e 
werk Geld gespendet. Nur 15 1 
ben an, gar nicht zu spenden. 
denvolumen wirdauf1,7 Millia 
ken pro Jahr geschätzt. (SDA) 

Flüchtlinge 
250 Petsonen 

. an Solidaritätsdemo in 


